


Vergabehalbjahr 2-2020 (Frist zur Vorlage 30.04.2020)

Absender (Mitglied):
Empfänger:
[image: image1.png]o2 Spiel 77



Paritätischer Wohlfahrtsverband 




Mitglieds-Nr.:
Landesverband Hessen e.V.




und Vereins-Stempel
Auf der Körnerwiese 5





bitte unbedingt angeben
60322 Frankfurt am Main

A n t r a g

auf Gewährung einer Zuwendung aus Mitteln „Spiel 77“     2-2020

1.
Name des Vereins und des Vertretungsberechtigten (z.B. Vorsitzender)






2.
Bankverbindung: (Wenn Ihr Antrag bewilligt wird, werden Sie  gebeten, die Bankverbindung mitzuteilen)

3. Ziffer der Richtlinie für die beantragte Maßnahme: 


4. Kurzbeschreibung der Maßnahme (evtl. Anlage; max. 1 Seite):








5.
Finanzierungsplan:

€



Eigenmittel (Es werden Eigenmittel in 








Höhe von 20% der Gesamtsumme erwartet)



Fremdmittel



(Angabe der/des Zuwendungsträgers



und des/der Betrages/Beträge)

€

€


€


€




beantragter Zuschuss Spiel 77 (max. 5.000 €)





€



Gesamt










6.
Kostenplan








Euro (€)

Positionen





















€ 


Die zur Zeit gültigen Richtlinien über die Vergabe von Mitteln aus der Lotterie „Spiel 77“ sind uns 

bekannt und werden von uns anerkannt. Die Maßnahme entspricht unseren satzungsgemäßen 

Aufgaben.


Wir versichern, daß eine etwaige Zuwendung ausschließlich für die beantragte Maßnahme 

verwendet wird.


Ort/Datum
(Stempel, rechtsverbindl. Unterschrift)
 - RICHTLINIEN
für die Vergabe von Mitteln aus „SPIEL 77“ durch den Paritätischen Wohlfahrtsverband, Landesverband Hessen e. V. 
1. Gefördert werden nur Mitgliedsorganisationen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, Landesverband Hessen e. V. (nachfolgend: PARITÄTISCHER Hessen), mit einem Höchstbetrag von bis zu
Euro 5.000 pro Jahr. Personalkosten können nicht gefördert werden. 

2. Die Förderung erstreckt sich auf folgende Zwecke:

2.1 OFFENE HILFEN 

a) 
Suchtbereich 

b) 
Altenhilfe 

c)
 Behindertenhilfe 

d) 
Jugendhilfe (Vorhaben außerhalb von Heimen und gleichartigen Einrichtungen, die nicht vom Sozialträger übernommen werden).

e) 
Betreuung nichtsesshafter, obdachloser und aus Freiheitsentzug entlassener Personen.

2.2 FAMILIENBERATUNG UND FAMILIENHILFE 

Für jedes Vorhaben ist ein gesonderter Antrag zu stellen. 

3. Die Förderung dient der Restfinanzierung der oben angesprochenen Vorhaben, nachdem die eigenen Mittel und alle anderen Förderungs-möglichkeiten ausgeschöpft sind. Sie erfolgt nur dann, wenn die Gesamtfinanzierung gesichert ist.
Vom Antragsteller wird in der Regel ein Eigenanteil von mind. 20 Prozent der Gesamtkosten des Vorhabens erwartet. Der Gesamtfinanzierungs-plan ist dem Antrag beizufügen.
Die Förderung wird in Form einer Festfinanzierung gewährt.

Die Zuwendung kann nur gewährt werden, wenn die Mitglieds-organisationen und ihre angeschlossenen rechtlich selbständigen Mitglieder oder ihr Dachverband ihre Verpflichtungen gegenüber dem PARITÄTISCHEN Hessen erfüllt haben. 

4. Die Zuwendungen werden nur aufgrund eines schriftlichen Antrages gewährt. Bereits begonnene Vorhaben können nicht gefördert werden. Anträge sind in einfacher Ausfertigung unter Verwendung eines Antragsvordruckes an den PARITÄTISCHEN Hessen einzureichen. 

5. Die Mittel werden halbjährlich vergeben. 

Anträge auf Förderung von Vorhaben im darauf folgenden Halbjahr sind jeweils zum 30.04. und zum 31.10. eines Jahres einzureichen.

Ein Anspruch auf Förderung besteht nicht. Die Mittelvergabe orientiert sich an den zur Verfügung stehenden Geldern.

6. Über die Mittelvergabe entscheidet der Finanzausschuss des PARITÄTISCHEN Hessen mit Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

7. Die Auszahlung der bewilligten Mittel erfolgt durch die Geschäftsstelle des PARITÄTISCHEN Hessen, im Rahmen der Finanzplanung des Landesverbandes.
Hierbei wird folgendermaßen verfahren: 

- 50 Prozent der bewilligten Mittel werden nach Eingang der ausgefüllten und rechtsverbindlich unterschriebenen Erklärung überwiesen.

- Über Ausnahmen entscheidet der Finanzausschuss. 

8. Der Zuwendungsempfänger ist zur Vorlage eines endgültigen Verwendungsnachweises verpflichtet. Dieser besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis mit Originalbelegen und einem sachlichen Bericht über das abgeschlossene Vorhaben. 
Der Verwendungsnachweis soll spätestens 3 Monate nach Abschluss des Vorhabens dem PARITÄTISCHEN Hessen. vorliegen. Die Originalbelege werden mit einem Sichtvermerk des PARITÄTISCHEN Hessen versehen und wieder an den Zuwendungsempfänger zurückgesandt. 

9. Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, eine bereits erhaltene Zuwendung zurückzuzahlen, wenn die Maßnahme nicht durchgeführt wird bzw. die Finanzierung des Vorhabens nicht gesichert ist und der Verwendungsnachweis nicht spätestens nach Ablauf von 12 Monaten nach Bewilligung vorgelegt wird. 
Bei Veränderungen der Bewilligungsvoraussetzung ist die Geschäftsstelle des PARITÄTISCHEN Hessen zu informieren, damit die Bewilligungsentscheidung überprüft werden kann. 

10. Diese Richtlinien treten am 01.01.2016 in Kraft. 

